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(öffentlich)

der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg
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Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport 
und Bäder

Geschäftsführung:

Telefon:
Telefax:
E-Mail:

Öffnungszeiten:

Hans Jürgen Etzelmüller

06421 201-1379
06421 201-1418
hansjuergen.etzelmueller@marburg-stadt.de

Montag, Mittwoch, Freitag von 8 – 12 Uhr 
Donnerstag von 15 – 18 Uhr
und nach Vereinbarung

Marburg, 05.03.2019

Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder (öffentlich) der 
Stadtverordnetenversammlung am

Donnerstag, den 14.03.2019, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Eröffnung der Sitzung

2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.01.2019

3 Anträge der Fraktionen

3.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Wassertretstelle/n einrichten
Vorlage: VO/6651/2019

4 Kenntnisnahmen

4.1 Erhöhung der Essenspreise für die Cafeteriabetreiber
Vorlage: VO/6618/2019

4.2 Senkung des Essensgeldes in den Betreuungsangeboten
Vorlage: VO/6619/2019
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Mit freundlichen Grüßen
gez.

Gerald Weidemann
Vorsitzender
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6651/2019
öffentlich
04.02.2019

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Wassertretstelle/n einrichten

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge folgenden Beschluss zu fassen:

Der Magistrat wird beauftragt, die Möglichkeit der Einrichtung einer oder mehrerer 
Wassertretstellen z. B. auf dem Gelände der Gärten im Vitos Park oder an geeigneter 
Stelle am Richtsberg und im Innenstadtbereich zu prüfen und schlussendlich zu bauen. 

Begründung:

Durch Wassertreten soll der Kreislauf angeregt und die arterielle Durchblutung gefördert 
werden. Der Kältereiz lässt die oberflächlichen Blutgefäße kontrahieren. Gemeinsam mit der 
Muskelbewegung soll dies auch den venösen Blutstrom fördern und Krampfadern vorbeugen. 
Am Abend durchgeführt, kann Wassertreten eine Hilfestellung zum besseren Einschlafen sein. 

Wassertretstellen im Sinne der Kneippschen Anwendung sind somit ideale und leicht 
anwendbare  Möglichkeiten der Gesundheitsvorsorge an der frischen Luft. So sind auch der 
Trimmpfad am Hansen-Haus und der Fitnesspfad am und um den Richtsberg bei den 
Anwohner/innen sehr beliebt.

In Hessen gibt es aktuell 37 Städte mit Tretwasserstellen, es wäre schön, wenn Marburg die 
38. Stadt würde.

Inge Sturm Roland Böhm Henning Köster Jonathan Schwarz

zu TOP 3.1
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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6618/2019
öffentlich
21.01.2019

Dezernat: III
Fachdienst: 40 - Schule
Sachbearbeiter/in: Sommer, Engelbert

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Entscheidung Nichtöffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Kenntnisnahme Öffentlich

Erhöhung der Essenspreise für die Cafeteriabetreiber

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten,
der Erhöhung der Essenspreise für die Cafeteriabetreiber an den weiterführenden Schulen 
ab 01.08.2019 auf 3,70 € bzw. 4,00 € bei gleichzeitiger Erhöhung der Subventionierung des 
Essenspreises für Schülerinnen und Schüler vorbehaltlich der Beschlussfassung des 
Haushalts 2019 zuzustimmen.

Sachverhalt:

Gemäß Magistratsbeschluss Nr. 4394 vom 15.08.2011 beträgt der aktuelle Preis für ein 
Mittagessen in den Cafeterien der weiterführenden Schulen 3,50 €. Durch die in derselben 
Magistratsvorlage beschlossene Subventionierung in Höhe von 0,50 € wird das Essen zu 
einem Preis von 3,00 € an die Schülerinnen und Schüler weitergegeben.

Leistungsberechtigte nach dem Bildungs- und Teilhabepaket erhalten ein warmes 
Mittagessen für 1,00 € pro Portion.

Bereits seit längerer Zeit melden die Pächter der Cafeterien zurück, dass der Preis von 3,50 
€ nicht mehr auskömmlich ist. Begründet wird dies mit steigenden Lebensmittelpreisen, 
höheren Kosten für Herstellung, Transport und der Ausgabe vor Ort, bei gleichzeitigem 
Rückgang der geförderten Arbeitsverhältnisse bei den gemeinnützigen Trägern. 
Als weiterer Aspekt wird durch die Anbieter, die an vielen Schulen vorhandene 
Außenkonkurrenz benannt, die sich, anders als die Cafeteriabetreiber, nicht an die Vorgaben 
hinsichtlich einer gesunden Ernährung halten muss.

Neben der Situation der Cafeteriabetreiber wird seitens des Fachdienstes Schule seit 
längerem eine Stagnation bei den Verkaufszahlen von warmen Mittagsmahlzeiten, die 
Option in der Schulverpflegung, die nach Einschätzung aller Fachleute aus 
ernährungsphysiologischer Sicht zu befürworten ist, beobachtet. Um dieser Situation 
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entgegenzuwirken, wurden Überlegungen entwickelt, um das Mittagessen für Schülerinnen 
und Schüler noch attraktiver zu machen und gleichzeitig die Schulen mehr in die 
Verantwortung zu nehmen.

Aus diesen Gründen sollen die Essenspreise ab dem kommenden Schuljahr auf 3,70 € pro 
Portion angehoben werden. Wird das Essen vor Ort frisch zubereitet, soll sich der Preis auf 
4,00 € pro Portion erhöhen, da durch die frische Zubereitung höhere Personalkosten 
entstehen, gleichzeitig aber auch die Qualität des Essens steigt.

Parallel ist geplant, neue Anreize für die Schulen für eine Steigerung der Essenszahlen zu 
schaffen, in dem der Essenspreis für alle Schülerinnen und Schüler an einer Schule von 3,00 
€ auf 2,00 € gesenkt wird, wenn die Schülerinnen und Schüler der 5. und 6. Jahrgänge 
mindestens einmal pro Woche das Angebot eines warmen Mittagessens wahrnehmen. Dazu 
sollen Vereinbarungen mit den jeweiligen Schulen hinsichtlich der konkreten Umsetzung 
geschlossen werden. An Schulen, wo eine solche Vereinbarung nicht zustande kommt, 
würde sich der Essenspreis für die Schülerinnen und Schüler weiterhin auf 3,00 € belaufen.

Der ermäßigte Preis nach dem Bildungs- und Teilhabepaket würde davon unberührt bei 1,00 
€ pro Portion verbleiben.

Damit würde die Subventionierung für das Mittagessen zukünftig ansteigen und zwischen 
0,70 € und 2,00 € pro Portion liegen.

Es ist vorgesehen, die vorgesehenen Änderungen zeitnah mit den Cafeteriabetreibern zu 
kommunizieren und an die Schulen heranzutragen, damit rechtzeitig zum Schuljahr 2019/20 
entsprechende Vertragsänderungen bzw. Vereinbarungen mit den Schulen getroffen werden 
können. Eltern und andere Beteiligte werden gesondert über die Presse informiert.

Kirsten Dinnebier
Stadträtin

Finanzielle Auswirkungen:

Für den Haushalt 2019 ist bereits eine Summe von 30.000 € für Mehrausgaben bei der 
Subventionierung des Essenspreises eingeplant. Für die Folgejahre bleibt abzuwarten, wie 
sich die Essenszahlen unter den Rahmenbedingungen entwickeln. Ggf. ist mit einem Anstieg 
der Essenszahlen, auch mit einer Steigerung des Zuschusses für diesen Bereich, zu 
rechnen.

Anlagen:

Keine
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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6619/2019
öffentlich
21.01.2019

Dezernat: III
Fachdienst: 40 - Schule
Sachbearbeiter/in: Sommer, Engelbert

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Entscheidung Nichtöffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Kenntnisnahme Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme Öffentlich

Senkung des Essensgeldes in den Betreuungsangeboten

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten,
der Senkung des Essensgeldes in den Betreuungsangeboten an den Grundschulen der 
Universitätsstadt Marburg sowie der Schule am Schwanhof von 52,- € pro Monat auf 48,- € 
pro Monat ab dem Schuljahr 2019/2020 vorbehaltlich der Beschlussfassung des Haushalts 
2019 zuzustimmen.

Sachverhalt:

Die Höhe des Essensgeldes wurde zuletzt mit Magistratsbeschluss Nr. 4393 vom 
15.08.2011 von 48,- € auf 52,- € angehoben.

Damit zahlen die Eltern im Jahr 624,- € für das Essen ihrer Kinder, was einem Preis von 
ungefähr 3,45 € pro Mahlzeit entspricht.

Sollte nun, wie geplant, der Essenspreis in den Cafeterien der weiterführenden Schulen 
unter bestimmten Bedingungen auf 2,- € pro Essen gesenkt werden, würden die Preise sehr 
weit auseinanderklaffen. Es ist allerdings zu berücksichtigen, dass in den Grundschulen eine 
verbindliche Essensbegleitung durch das pädagogische Fachpersonal stattfindet und für die 
vor- und nachbereitendenTätigkeiten Hauswirtschaftskräfte beschäftigt werden, die bei der 
Stadt angestellt sind.

Dennoch soll auch in Bezug auf die Grundschulen und die Schule am Schwanhof mit der 
Senkung des Essensgeldes von 52,- € auf 48,- € ein Signal erfolgen, dass die gesunde 
Versorgung der Schülerinnen und Schüler von hoher Wichtigkeit ist.

Die Eltern würden damit statt 624,- € pro Jahr nun 576,- € pro Jahr für das Essen ihrer 
Kinder zahlen, was einer Entlastung von 48,- € entsprechen würde.
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Die Möglichkeiten der Reduzierung des Essensgeldes auf 16,- € pro Monat für 
Leistungsberechtigte nach dem Bildungs- und Teilhabepaket bleiben davon unberücksichtigt.
Die Öffentlichkeit und die Eltern werden rechtzeitig zum Schuljahresbeginn 2019/20 über die 
Senkung des Essensgeldes informiert. Herausgehoben wird dabei auch nochmal die hohe 
Wichtigkeit eines gesunden Schulessens für die Schülerinnen und Schüler.

Kirsten Dinnebier
Stadträtin

Finanzielle Auswirkungen:

Für den Haushalt 2019 ist bereits eine Summe von 12.500 € für Mindereinnahmen 
Essensgelder in den Betreuungsangeboten eingeplant worden.
Für die Folgejahre bleibt abzuwarten, welche Entwicklung die Einkaufspreise für das 
Mittagessen nehmen bzw. wie viele Kinder zukünftig an den Betreuungs- bzw. 
Ganztagsangeboten in den Grundschulen und der Schule am Schwanhof teilnehmen.

Anlagen:

Keine

zu TOP 4.2
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